




Amtlicher deutscher Text gemiiss 

Artikel 37 Absatz (1) Buchstabe b) 

Berner Uebereinkunft 

zum Schutz von Werken der Literatur 

und Kunst 

vom 9. Septemher 1886 

vervollatiindigt in PARIS am 4. l'tlai 1896, 

revidiert in BERLIN am 13. Novemher 1908, 

vervollstandigt in BERN am 20. Marz 1914, 

revidiert in ROl\l am 2. Juni 19289 

revidiert in BROSSEL am 26. Juni 1948 

und revidiert in STOCKHOLlU am 14. Juli 1967 

Die Verhandslander, gleichermassen vom Wunsch geleitet, 
die Rechte der Urheher an ihren Werken der Literatur und 
Kunst in moglichst wirksamer und gleichmassiger Weise zu 
schützen, 

haben heschlossen, die am 9. September 1886 in Bern 
unterzeichnete, am 4. l\fai 1896 in Paris vervollstandigte, am 
13. N ovember 1908 in Berlin revidierte, am 20. l\larz 1914 in

Bern vervollstandigte, am 2. Juni 1928 in Rom revidierte und
am 26. J uni 1948 in Brüssel revi<lierte Uehereinkunft zu re­
vidieren und zu vervollstandigen.

Die unterzeichneten Bevollmachtigten hahen daher nach 
Vorlage ihrer in guter und gehoriger Form befundenen Voll­
machten folgendes vereinhart: 

Artikel 1 

Die Lander, auf die diese Uebereinkunft Anwendung fin­

det. hilden einen Verhand zum Schutz der Rechte der Urheher 
an ihren Werken der Literatur und Kunst. 
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Artikel 2 

(1) Die Ilezeichnung « Werke der Literatur und Kunst »
umfasst alle Erzeugnisse auf dem Gehiet der Literatur, Wissen­
schaft und Kunst, ohne Rücksicht auf die Ar� und Form. des 
Ausdrucks, wie: Bücher, Broschüren und andere Schriftwerke; 
Vortrage, Ansprachen, Predigten und andere Werke gleicher 
Art; dramatische oder dramatisch-musikalische Werke; cho­
reographische Werke und Pantomhnen; musikalische Kompo­
sitionen mit oder ohne Text; Filmwerke einschliesslich der 
Werke, die durch ein ahnlichcs Verfahren wie Filmwerke her­
vorgehracht sind; Werke der zeichnenden Kunst, der l\lalerei, 
der Baukunst, der Bildhauerei, Stiche und Lithographien; pho­
tographische W erke, den en w·erke gleichgestellt sind, die 
durch ein der Photographie iihnliches Verfahren hervorge­
hracht sind; Werke der angewandten Kunst; Illustrationen, 
geographische Karten; Plane, Skizzen und Darstellungen plas­
tischer Art auf den Gebieten der Geographie, Topographie. 
Architektur oder Wissenschaft. 

(2) Der Gesetzgehung der Verhandslander hleiht jedoch
vorhehalten, die Werke der Literatur und Kunst oder eine 
oder mehrere Arten davon nur zu schützen, wenn sie auf 
einem materiellen Trager festgelegt sind. 

(3) Den gleichen Schutz wie Originalwerke geniessen, un­
heschadet der Rechte des Urhebers des Originalwerkes, die 
Uebersetzungen, Bearheitungen, rnusikalischen Arrangements 
und andere Umarheitungen eines Werkes der Literatur oder 
Kunst. 

( 4) Der Gesetzgehung der Verhandslander bleiht vorhe­
halten, den Schutz amtlicher Texte auf dem Gehiet der Ge­
setzgehung, Verwaltung und Rechtsprechung sowie der amt­
lichen Uehersetzungen dieser Texte zu hestimmen. 

(5) Sammlungen von Werken der Literatur oder Kunst,
wie zum Beispiel Enzyklopadien und Anthologien, die wegen 

. der Auswahl oder der Anordnung des Stoffes geistige Schop­
f ungen darstellen, sind ais solche geschützt, unheschadet der 
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Rech te der Urheber an jede1n einzelnen der W erke, die Be­
standteile dieser Sammlungen sind. 

(6) Die oben genannten Werke geniessen Schutz in allen
Verbandslandern. Dieser Schutz besteht zugunsten des Urhe­
hers und seiner Rechtsnachfolger oder sonstiger lnhaher aus­
schliesslicher Werknutznngsrechte. 

(7) Unheschadet des Artikels 7 Absatz (4) bleibt der Ge­
setzgehung der Verbandslander vorbehalten, den Anwendungs­
bereich der Gesetze, die die Werke der angewandten Kunst 
und die gewerblichen l\Iuster und l\fodelle betreff en, sowie die 
Voraussetzungen des Schutzes dieser Werke, Muster und l\lo­
delle festzulegen. Für Werke, die im. Ursprungsland nur ais 
l\Iuster und l\Iodelle geschützt werden, kann in einem anderen 
Verhandsland nur der hesondere Schutz heansprucht werden.,

der in diesern Land den l\Iustern und l\lodellen gewahrt wird; 
wird jedoch in diese1n Land kein solcher besonderer Schutz 
gewahrt, so sind diese Werke ais Werke der Kunst zu schüt­
zen. 

(8) Der Schutz dieser UeLereinkunft besteht nicht für Ta­
gesneuigkeiten oder vermischte Nachrichten, die einfache Zei­
tungsmitteilungen darstellen. 

Artikel 2hi•

(1) Der Gesetzgebung der Verhandslander h)eibt vorbe­
halten, politische Reden und Reden in Gerichtsverhandlungen 
teilweise oder ganz von dem in Artikel 2 vorgesehenen Schutz 

auszuschliessen. 

(2) Ebenso hleibt der Gesetzgehung der Verhandslander
vorhehalten zu hestirnmen, unter welchen Voraussetzungen 
Vortrage, Ansprachen und andere in der Oeff entlichkeit dar­
gebotene W erke gleicher Art durch die Presse vervielfaltigt, 
durch Rundfunk gesendet, mittels Draht an die Oeffentlich­
keit übertragen werden und in den Falle des Artikels 11 bis 

Absatz (1) offentlich wiedergegehen werden dürfen, wenn 
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eine solche Benützung durch den lnformationszweck gerecht­
fertigt ist. 

(3) Der Urheber �eniesst jedoch das ausschliessliche Recht,
seine in den Absatzen (1) und (2) genannten Werke in Samm­
lungen zu vereinigen. 

Artikel 3 

(1) Auf Grund dieser Uehereinkunft sind geschützt:
a) die einem Verhandsland angehorenden Urheber f ür ihre

veroffentlichten und unveroffentlichten Werke;
b) die keinem Verhandsland angehorenden Urheber für die

Werke, die sie zu111 ersten Mal in einem Verbandsland
oder gleichzeitig in einem verbandsf rem den und in einem

· Verhandsland veroffentlichen.

(2) Die Urheher, die keine1n Verhandsland angehoren, je­
doch ihren gewollnlichen Auf enthalt in einem Verhandsland 
hahen, sind für die Anwendung dieser Uehereinkunft den Ur­
hehern gleichgestellt, die diese1n Land angehoren. 

(3) Unter « veroffentlichten Werken» sind die mit Zu­
stimmung ihrer Urheher erschienenen Werke zu verstehen, 
ohne Rücksicht auf die Art der Herstellung der Werkstücke, 
die je nach der N atur des W erkes in einer W eise zur Verfü­
gung der Oeffentlichkeit gestellt sein müssen, die deren nor­
m.alen Bedarf hefriedigt. Eine Veroffentlichung stellen nicht 
dar: die Aufführung eines dramatischen, dramatisch-musika­
lischen oder musikalischen W erkes, die Vorfiihrung eines 
Filmwerkes, der off entliche Vortrag eines literarischen 
Werkes, die Uebertragung oder die Rundfunksendung von 
Werken der Literatur oder Kunst,. die Ausstellung eines 
Werkes der hildenden Künste und die Errichtung eines 
Werkes der Baukunst. 

(4) Ais gleichzeitig in mehreren Liindern veroffentlicht
gilt jedes Werk, das innerhalh von dreissig Tagen seit der 
ersten Veroff entlichung in zwei oder mehreren Liindern er• 
schienen ist. 
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Artikel 4 

Auch w�nn die Voraussetzungen des Artikels 3 nicht vor­
liegen, sind durch diese Uehereinkunft geschützt: 

a) die Urheber von Filmwerken, deren Hersteller seinen Sitz
oder seinen gewohnlichen Aufenthalt in einem Verbands­
land hat;

b) die Urheber von Werken der Baukunst, die in einem Ver­
handsland errichtet sind, oder von Werken der graphi­
schen und plastischen Künste, die Bestandteile eines in
einem Verhandsland gelegenen Grundstücks sind.

Artikel 5 

(1) Die Urheher geniessen für die Werke, für die sie
durch diese Uebereinkunft geschützt sind, in allen Verbands­
landern mit Ausnahme des Ursprungslandes des Werkes die 
Rechte, die die einschla_gigen Gesetze den inlandischen Urhe­
hern gegenwartig gewahren o<ler in Zukunft gewahren wer<len, 
sowie die in dieser Uebereinkunft besonders gewahrten Rech-

. 

te. 

(2) Der Genuss und die Ausübung dieser Rechte sind nicht
an die Erfüllung irgendwelcher Formlichkeiten gehunden; 
dieser Genuss und diese Ausübung sind unabhangig vom Be­
stehen des Schutzes im Ursprungsland des Werkes. lnfolge­
dessen richten sich der Umfang des Schutzes sowie die dem 
Urheber zur Wahrung seiner Rechte zustehenden Rechtshe-

. belle ausschliesslich nach den Rechtsvorschriften des Landes, 
in dem der Schutz beansprucht wird, soweit diese Ueberein­
kunft nichts anderes bestimmt. 

(3) Der Schutz im Ursprungsland richtet sich nach den
innerstaatlichen Rechtsvorschriften. Gehort der Urheber eines 
auf Grand dieser Uebereinknnft geschützten Werkes nicht 
dem Ursprungsland des Werkes an, so hat er in diesem Land 
die gleichen Rechte wie die inlandischen Urheber. 

(4) Als Ursprungsland gilt:
a) für die zum ersten l\Ial in einem Verhandsland veroff ent­

lichten Werke dieses Land; handelt es sich jedoch um
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Werke, die gleichzeitig in n1ehreren Verbandslandern mit 
verschiedener Schutz<lauer veroff entlicht wurden, das 
Land, dessen innerstaatliche Rechtsvorschritten die kür­
zeste Schutzdauer gewahren; 

b) für die gleichzeitig �n einem verbandsfremden Land und
in einem ·verhandsland veroffentlichten Werke dieses
letzte Land;

c) für die nichtveroffentlichen oder die zum ersten l\1al in
einem verbandsfremden Land veroffentlichten Werke,
die nicht gleichzeitig in einem Verhan<lsland veroffent­
licht wurden, das Verbandsland, dem der Urheber ange­
hort; jedoch ist Ursprungsland,

i) wenn es sich um Filmwerke handelt, deren IIerstel­
ler seinen Sitz oder seinen gewohnlichen Aufenthalt
in einem Verbandsland hat, <lieses Land und,

ii) wenn es sich um W erke der· Ilaukunst, die in einem
Verhandsland errichtet sind.. oder um Werke der
graphischen und plastischen Künste handelt, die
Ilestandteile eines in einem Verhandsland gelegenen
Grunclstiicks sind, dieses Land.

Artikel 6 

(I) Wenn ein verhandsfremdes Land die Werke der einem
Verbandsland angehorenden Urheher nicht genügend schützt, 
kann clieses letzte Land den Schutz der Werke einschranken, 
deren Urheher im Zeitpunkt der ersten Veroffentlichung die­
ser Werke Angehorige des verhandsf rem den Landes sind und 
ihren gewohnlichen Aufenthalt nicht in einem Verbandsland 
hahen. Wenn das Land der ersten Verof f entlichung von dieser 
Befugnis Gebrauch macht, sind die anderen Verhandslander 
nicht gehalten, den Werken, die in dieser Weise einer beson­
deren Behandlung unterworfen sind, einen weitergehenden 
Schutz zu gewahren ais <las Land der ersten Veroff entlichung. 

(2) Keine nach ALsatz (1) festgesetzte Einschrankung darf
die Rechte beeintrachtigen, die ein Urheher an einem Werk 
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erworben hat, das in einem Verbandsland vor dem lnkraft­
treten dieser Einschrankung veroffentlicht worden ist. 

(3) Die Verbandslander, die nach diesem Artikel den
Schutz der Rechte der Urheher einschriinken, notifizieren dies 
dem Generaldirektor der Weltorganisation für geistiges Eigen­
tum (im folgenden als « der Generaldirektor » hezeichnet) 
durch eine schriftliche Erklarung; darin sind die Lander, de­
nen gegenüher der Schutz eingeschriinkt wird, und die Ein• 
schrankungen anzugehen, denen die Rechte der diesen Lan­
dern angehorenden Urheber unterworf en werden. Der Gene­
raldirektor teilt dies allen Verhandslandern unverzüglich mit. 

Artikel 6hi,

(1) Unahhangig von sein en vermogensrechtlichen Bef ug­
nissen und selbst nach deren Abtretung hehalt der Urheber 
das Recht, die Urheberschaft a1n Werk für sich in Anspruch 
zu nehmen und sich jeder Entstellung, Verstümmelung, 
sonstigen Aenderung oder Beeintriichtigung des Werkes zu 
wi<lersetzen, die seiner Ehre oder seinem Ruf nachteilig sein 
konnten. 

(2) Die dem Urheher nach Absatz 1 gewahrten Rechte
hleihen nach seinem Tod wenigstens bis zum Erloschen der 
vermogensrechtlichen Befugnisse in Kraft und werden von 
den Personen oder lnstitutionen ausgeübt, die nach den 
Rechtsvorschriften des Landes, in dem der Schutz beansprucht 
wird, hierzu berufen sind. Die Lander, deren Rechtsvorschrif­
ten im Zeitpunkt der Ratifikation dieser Fassung der Ueher­
einkunft oder des Beitritts zu ihr keine Bestimmungen zum 
Schutz aller nach Absatz (1) gewahrten Rechte nach dem 
Tode des Urhebers enthalten, sind jedoch hefugt vorzusehen, 
dass einzelne dieser Rechte nach dem Tode <les Urhehers 
nicht auf rechterhalten hleiben. 

(3) Die zur W ahrung der in diesem Artikel gewiihrten
Rechte erforderlichen Rechtsbehelfe richten sich nach den 
Rechtsvorschriften des Landes, in <lem der Schutz beansprucht 
wird. 
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Artikel 7 

(1) Die Dauer des durch diese Uehereinkunft gewahrten
Schutzes umfasst das Lehen des Urhebers und fünfzig Jahre 

nach seinem Tocle. 

(2) Für Filmwerke sind die Verhandslander jedoch be­

f ugt vorzusehen, dass die Schutzdauer f ünf zig J ahre nach dem 
Zeitpunkt endet, in dem das Werk mit ZustimIDung des Urhe­
bers der Oeffentlichkeit zuganglich gemacht worden ist, oder, 
wenn ein solches Ereignis nicht innerhalh von fünfzig Jahren 
nach der Herstellung · eines solchen Werkes eintritt, fünf zig 
J ahre nach der IIerstellung. 

(3) Für anonyme und pseudonyme Werke endet die durch
diese Uehereinkunft gewah�te Schutzdauer fünfzig Jahre, 
nachdem das Werk erlauhterweise der Oeffentlichkeit zugang• 
lich gemacht worden ist. Wenn jedoch das vom Urheber ange­
nommene Pseudonym kcinerlei Zweifel über die ldentitat des 
Urhehers zulasst, richtet sich die Schutzdauer nach Absatz (1). 
Wenn der Urheher eines anonymen oder pseudonymen Werkes 
wahrend der oben angegebenen Frist seine Identitat offen• 
hart, richtet sich die Schutzdauer gleichfallM nach Ahsatz (1). 
Die Verbandslander sind nicht gehalten, anonyme oder pseu­
donyme W erke zu schützen, hei denen aller Grund zu der An­
nahme hesteht, dass ihr Urheber seit fünfzig J ahren tot ist. 

( 4) Der Gesetzgebung der Verbandslander hleibt vorhe­
halten, die Schutzdauer für Werke der Photographie und für 
ais Kunstwerke geschützte Werke der angewandten Kunst 
festzusetzen; diese Dauer darf jedoch nicht weniger ais fünf­
undzwanzig Jahre seit der llerstellung eines solchen Werkes 
betragen. 

(5) Die sich an den Tod des Urhehers anschliessende
Schutzfrist und die in den Ahsatzen (2), (3) und (4) vorge­
sehenen Fristen heginnen mit dem Tod oder dem in diesen 
Ahsiitzen angegebenen Ereignis zu laufen, doch wird die Dauer 
dieser Fristen erst vom 1. Januar des Jahres an gerechnet9

das auf den Tod oder das genannte Ereignis f olgt. 
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(6) Die Verbandslander sind hefugt, eine langere als die
in den vorhergehenden Ahsatzen vorgesehene Schutzdauer zu 
gewahren. 

(7) Die Verbandslander, die durch die Fassung von Rom
dieser Uehereinkunft gebunden sind und die in ihren hei der 

Unterzeichnung der vorliegenden Fassung der Uehereinkunft 
geltenden Rechtsvorschriften kürzere Schutzf risten gewahren., 

ais in den vorhergehenden Absatzen vorgesehen sind., sind be-
, fugt, sie heim Beitritt zu dieser Fassung oder hei deren Rati­

fikation heizuhehalten. 

(8) In alleu- Fallen richtet sich die Dauer nach dem Ge­
setz des Landes, in dem der Schutz heansprucht wird; jedoch 
überschreitet sie, sof ern die Rechtsvorschriften dieses Landes 
nichts anderes bestimmen, nicht die im Ursprungsland des 
Werkes f estgesetzte Dauer. 

Artikel 7hia

Die Bestimmungen des Artikels 7 sind ehenfalls anwend­
har, wenn das Urheherrecht den l\:liturhehern eines Werkes 
gemeinschaftlich zusteht, wohei die an den Tod des Urhebers 
anknüpfenden Fristen vom Zeitpunkt des Todes des letzten 
überlehenden l\fiturhebers an gerechnet werden. 

Artikel 8 

Die Urheher von '\Verken der Literatur und Kunst, die 
durch diese Uebereinkunft geschützt sind, geniessen wahrend 
der ganzen Dauer ihrer Rechte am Originalwerk das aus• 
schliessliche Recht,. ihre Werke zu übersetzen oder deren 
Uehersetzung zu erlauben. 

Artikel 9 

(l) Die U rheher von Werken der Li ter a tur und Kunst, die
durch diese Uehereinkunft geschützt sind, geniessen das aus­
schliessliche Recht, die Vervielfaltigung dieser Werke zu ·er• 
lauben, gleichviel, auf welche Art und in we]cher Form sie 
vorgenommen wird. 
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(2) Der Gesetzgebung der Verbandslander hleibt vorhehal­
ten, die Vervielfaltigung in gewissen Sonderfiillen unter der 
Voraussetzung zu gestatten, dass eine solche Vervielfaltigung 
weder die normale Auswertung des Werkes beeintrachtigt 
noch die berechtigten lnteressen des Urhehers unzumutbar 

verletzt. 

(3) Jede Aufnahme auf einen Bild- oder Tontrager gilt
ais Vervielfaltigung im Sinne dieser Uebereinkunft. 

Artikel 10 

(1) Zitate aus einem der Oeffentlichkeit hereits erlaub­
terweise zuganglich gernachten Werk sind zulassig, sofern sie 
anstancligen Gepflogenheiten entsprechen und in ihrem Um­
f ang durch den Zweck gerechtf ertigt sin<l, einschliesslich der 
Zitate ans Zeitungs• und Zeitschriftenartikeln in Form von 
Presseübersich ten. 

(2) Der Gesetzgehung der Verl>andsliinder und den zwi­
schen ihnen Lestehen<len oder in Zukunf t abzuschliessenden 
Sonclerabkornmen hleibt vorbehalten, die Benützung von 
Werken der Literatur oder Kunst in dem durch den Zweck 
gerechtfertigten Un1fang zur Veranschaulichung des Unter­
richts durch Veroffentlichungen, Rundfunksendungen oder 

Aufnahmen auf Bild- o<ler Tontrager zu gestatten, sof ern 
eine solche Benützung anstandigen Gepflogenheiten ent­
spricht. 

(3) Werden Werke nach den Ahsâtzen (l) und (2) benützt,
so ist die Quelle zu erwahnen sowie der Name des Urhebers, 
wenn dieser N arne in der Quelle angegeben ist. 

Artikel IObh 

(1) Der Gesetzgehung der Verbandslander hleiht vorbe­

halten, die Vervielfiiltigung durch die Presse, die Rundfunk­
sendung oder die Uehertragung mittels Draht an die Oeffent­

lichkeit von Artik.eln üher Tagesf ragen wirtschaftlicher, poli­
tischer oder religioser Natur, die in Zeitungen oder Zeit-
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1. die Rundfunksendung ihrer Werke oder die offentliche
Wiedergahe der W erke clurch irgendein anderes l\fittel
zur drah tlosen Verbreitung von Zeichen, Ton en oder Bil­
derri,

2. jede offentliche �tiedergahe des durch Rundfunk gesende­

ten W erkes mit oder ohne Draht, wenn diese Wiedergahe
von einem anderen ais dem ursprünglichen Sendeunter­
nehmen vorgenommen wird,

3. die off entliche '\l'iedergahe des durch Rundf unk gesende­
ten Werkes durch Lautsprecher oder irgendeine andere
ahnliche Vorrichtung zur Uehertragung von Zeichen, To­

nen oder Bildern.

(2) Der Gesetzgehung der Verbandslander hleibt vorhe­
halten, die Voraussetzungen für die Ausühung der in Ahsatz 
(1) erwahnten Rechte festzulegen; doch heschrankt sich die
Wirkung dieser Voraussetzungen ausschliesslich auf das

. Hoheitsgebiet des Landes, das sie festgelegt hat. Sie dürfen 
in keinem Fall das Urheherpersonlichkeitsrecht oder den An­
spruch des Urhebers auf eine angen1essene Vergütung beein­
trachtigen, die mangels gütlicher Einigung durch die zu­
standige Be horde f estgesetzt wird. 

(3) Sofern keine gegenteilige Vereinbarung vorliegt,
schliesst eine nach Ahsatz (1) gewahrte Erlauhnis nicht die Er­

lauhnis ein, das durch Rundfunk gesendete Werk auf Bild­
oder Tontrager aufzunehmen. Der Gesetzgehung der Verhands­
lander hleiht jedoch vorhehalten, Bestimmungen über die von 
einem Sendeunternehmen mit seinen eigenen Mitteln und für 
seine eigenen Sendungen vorgenommenen ephemeren Auf­

nahmen auf Bild- oder Tontriiger zu erlassen. Diese Gesetz• 
gehung kann erlauhen.. dass die Bild- oder Tontrager auf 
Grund ihres aussergewohnlichen Doknmentationscharakters in 
amtlichen Archiven aufhewahrt werden. 

Artikel 11 ter

(1) Die Urheher von Werken der Literatur geniessen das
ausschliessliche Recht, zu erlauben: 
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1. den offentlichen Vortrag ihrer Werke einschliesslich des
offentlichen Vortrags durch irgendein l\1ittel oder Ver­
f ahren�

2. die of fentliche Uebertragung des Vortrags ihrer Werke
durch irgendein l\1ittel.

(2) Die gleichen Rech te werden den Urhebern von W er­
ken der Literatur wahrend der ganzen Dauer ihrer Rechte 
am. Originalwerk hinsichtlich der Uebersetzung ihrer Werke 
gewihrt. 

Artikel 12 

Die Urheber von Werken der Literatur oder Kunst genies­

sen das ausschliessliche Recht, Bearheitungen, Arrangements 
und andere Umarbeitungen ihrer Werke zu erlauhen. 

Artikel 13 

(1) Jedes Verhandsland kann für seinen Dereich Vorhe­
halte und Voraussetzungen f estlegen für das ausschliessliche 
Recht des Urhebers eines musikalischen Werkes und des Ur­
hebers eines Textes, dessen Aufnahme auf einen Tontrager 
zusammen mit dem musikalischen Werk dieser Urheher he­
reits gestattet hat, die Aufnahn1e des musikalischen Werkes 

und gegehenenf alls des Textes auf Tontrager zu erlauhen; 
doch heschrankt sich die Wirkung aller derartigen Vorbehalte 
und Voraussetzungen ausschliesslich aur das Hoheitsgebiet des 
Landes, das sie f estgelegt hat; sie dürfen in keinem Fall den 
Anspruch des Urhebers auf eine angemessene Vergütung he­
eintrichtigen, die mangels gütlicher Einigung durch die zu­
standige Behorde f estgesetzt wird. 

(2) Tontrager, auf die musikalische Werke in einem Ver­
handsland nach Artikel 13 Absatz (3) der am 2. Juni 1928 in 
Rom und am 26. Juni 1948 in Brüssel unterzeichneten Fas­
sungen dieser Uebereinkunft aufgenommen worden sind, kon­
nen in diesem Land bis zum Ahlauf einer Frist von zwei J ahren 
seit dem Zeitpunkt, in dem dieses Land durch die vorliegende 
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Fassung gebunden wird, ohne Zustimmung des U rhebers des 
musikalischen Werkes vervielfaltigt werden. 

(3) Tontrager, die nach den Absatzen (1) und (2) herge­

stellt und ohne Erlaubnis der Beteiligten in ein Land einge­

führt worden sind, in dem sie nicht erlaubt sind, konnen dort 

beschlagnahmt werden .. 

Artikel 14 

(1) Die Urheber von Werken der Literatur oder Kunst

haben das ausschliessliche Recht, zu erlauben: 

1. die filmische Dearbeitung und Vervielfaltigung dieser

W erke und das lnverkehrbringen Ùer auf <liese W eise be­
arbeiteten o<ler vervielfaltigten Werke,

2. die offentliche Vorführung und die Uebertragung mittels

Draht an die Oeffentlichkeit der auf diese Weise bear­

beiteten oder vervielfaltigten Werke.

(2) Die Dearbeitung von Filmwerken, die auf Werken der

Literatur oder Kunst beruhen, in irgendeine andere künst­
lerische Form bedarf, unbescha<let der Er]aubnis ihrer Ur­

heber, der Erlaubnis der Urheber der Originalwerke. 

(3) Artikel 13 Absatz (1) ist nicht anwen<lbar.

Artikel 14hi•

(1) Unbescha<let der Rechte des Urhebers jedes etwa he­

arheiteten oder vervielfaltigten Werkes wird das Filmwerk 

wie ein Originalwerk geschützt. Der Inhaber des Urheher­

rechts am Filmwerk geniesst die gleichen Rechte wie der Ur­
heber eines Originalwerkes einschliesslich der in Artikel 14 

genannten Rechte. 

(2) a) Der Gesetzgebung des Landes, in <lem der Schutz

heansprucht wird, hleiht vorbel1alten, die Inhaber des Ur­

heberrechts am Filmwerk zu he8tÎmmen. 

b) ln den Verbandslandern jedoch, deren innerstaatliche

Rechtsvorschriften ais solche lnhaber auch Urheber anerken-
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nen, die Beitrage zur Herstellung des Fihnwerkes geleistet 
haben, konnen sich diese, wenn sie sich zur Leistung solcher 
Beitrage verpflichtet haben, mangels gegenteiliger oder he­
sonderer Vereinharung der Vervielfaltigung, <lem lnverkehr­
bringen, der off entlichen Vorführung, der Uebertragung mit­
tels Draht an die Oeffen tlichkeit, der Rundfunksendung, der 

offentlichen Wiedergabe., dem Versehen mit Untertiteln und 
der Textsynchronisation des Filn1werkes nicht widersetzen. 

c) Die Frage, oh für die Anwendung des Buchstaben b)

die Form der d�rt genannten Verpflichtung in einem schrift­
lichen Vertrag oder in einem gleichwertigen Schriftstück be­
stehen muss, wird durch die Rechtsvorschriften des Verbands­
landes geregelt, in <lem der llersteller des Filmwerkes seinen 
Sitz oder seinen gewohnlicl1e11 Aufenthalt hat. Die Rechts­
vorschriften des Verbandslandes, in detn der Schutz bean­
sprucht wird, konnen jedoch vorsehen, dass diese Verpflich­
tung durch einen schriftlichen Vertrag oder durch ein gleich­
wertiges Schriftstiick begrünclet sein muss. Die Lander, die 
von dieser Bef ugnis Gebrauch rnachen, n1üssen dies dem Ge­
neraldirektor c1urch eine schriftliche Erklarung notifizieren, 
der sie unverzüglich allen anderen Verbandslandern mitteilt. 

d) Ais « gegenteilige oder besondere Vereinharung » gilt
jede einschrankende Bestimn1ung, die in der vorgenannten 
Verpflichtung gegebenenfalls enthalten ist. 

(3) Sofern die innerstaatlichen Rechtsvorschriften nichts
an<leres vorsel1en, ist Absatz (2) Buchstabe b) weder ouf die 
Urheber der Drehbücher, der Dialoge und der musikalischen 
Werke anwenclbar, die für die Ilerstellung des Filmwerkes 
geschaff en worden sind, noch auf des sen Hauptregisseur. Die 
Verbandslander jedoch, deren Rechtsvorschriften keine Be­
stimmungen über die Anwendung des Absatzes (2) Buchstahe 
b) auC den llauptregisseur vorsehen, müssen dies dem Gene­
raldirektor durch eine schriftliche Erklarung notifizieren,
der sie unverzüglich allen anderen Verhandslandern mitteilt.
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Artikel }4ter 

(1) Hinsichtlich der Originale von Werken der hildenden
Künste und der Originalhandschriften der Schriftsteller und 
Komponisten geniesst der Urheher - oder nach seinem Tode 
die von den innerstaatlichen Rechtsvorschriften dazu herufe­
nen Personen oder lnstitutionen - ein · unverausserliches 
Recht auf Beteiligung am Erlos aus Verkaufen eines solchen 
Werkstückes nach der ersten Verausserung durch den Urheher. 

(2) Der in Ahsatz (1) vorgesehene Schutz kann in jedem
Verhandsland nur heansprucht werden, sof ern die lleimat­
gesetzgebung des Urhebers diesen Schutz anerkennt und so­
weit es die Rechtsvorschriften des Landes zulassen, in dem 
dieser Schutz beansprucht wird. 

(3) Das Verfahren und das Ausmass der Ileteiligung wer ..
den von den Rechtsvorschriften der einzelnen Lander be­
stimmt. 

Artikel 15 

(1) Damit die Urheher der durch diese Uehereinkunft ge•
schützten Werke der Literatur und Kunst mangels Gegenbe­
weises ais solche gelten und in!olgedessen vor den Gerichten 
der Verhandslander zur Verfolgung der unbefngten VervieJ .. 
faltiger zugelassen werden, genügt es, dass der N ame in der 
ühlichen Weise aul dem W erkBtück angegeben ist. Dieser Ah­
sa tz ist anwendbar, selbst wenn dieser Naine ein Pseudonym 
ist, sof ern das vom UrheLer angenommene Pseudonym keinen 
Zweifel über seine ldentitat aufkommen lasst. 

(2) Ais Hersteller des Filmwerkes gilt mangels Gegenhe­
weises die natürliche oder juristische Person, deren Name in 
der üblichen W eise auf dem Werkstück angegehen ist. 

(3) Bei den anonymen Werken und bei den nicht unter
Absatz (1) fallenden pseudonymen Werken gilt der Verleger, 
dessen Name auf dem Werkstück angegeben ist, ohne weite­
ren Beweis ais herechtigt, den Urheber zu vertreten; in dieser 
Eigenschaft ist er hefugt, dessen Rechte wahrzunehmen und 
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geltend zu machen. Die Bestin1mung dieses Absatzes ist nicht 
Diehr anwendhar, sobald der Urheher seine Identitat offen­
Lart und seine Berechtigung nachgewiesen hat. 

(4) a) Für die nichtveroffentlichten Werke, deren Urhe­
her unbekannt ist, bei denen jedoch aller Grund zu der An­
nahme besteht, dass ihr Urheher Angehoriger eines Verhands­
landes ist, kann die Gesctzgehung dieses Landes die zustandige 
Behorde hezeichnen, die diesen Ur�eber vertritt und herech­
tigt ist,. dessen Rechte in den Verhandslandern wahrzunehmen 
und geltend zu machen. 

b) Die Verha�dslander, die nach dieser Bestim.mung eine
solche Dezeichnung vornehmen, notifizieren dies dem General­
direktor durch eine schriftliche Erklarung, in der aile Anga­
hen über die Lezeichnete Behorde enthalten sein müssen. Der 
Generaldirektor teilt diese Erklarung allen anderen Verbands­
landern unverzüglicb mit. 

Artikel 16 

(I) Jedes unbefugt hergestellte Werkstück kaon in den
VerLandslandern, in denen das Originalwerk Anspruch auf 
gesetzlichen Schutz hat, heschlagnahn1t werden .. 

(2) Die Bestimmungen des Ahsatzes (1) sind auch auf Ver­
vielfaltigungsstücke anwendhar, die aus einem Land stammen, 
in dem das Werk nicht oder nicht mehr geschützt ist. 

(3) Die Beschlagnahme findet nach den Rechtsvorschrif­
ten jedes Landes statt. 

Artikel 17 

Die Bestimn1ungen dieser Uehereinkunft konnen in keiner 
Beziehung das der Regierung jedes Verhandslandes zuste-­
hende Recht heeintrachtigen, durch l\1assnahmen der Gesetz­
gehung oder inneren Verwaltung die Verhreitung, die Auf­
führung oder das Ausstellen von Werken oder Erzeugniasen 
jeder Art zu gestatten, zu überwachen oder zu untersagen, für 
die die zustandige Behorde <lieses Recht auszuüben hat. 
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Artikel 18 

(1) Diese UeLereinkunft gilt für aile Werke, die bei ihrem
lnkrafttreten noch nicht infolge Ahlaufs der Schutzdauer im 
Ursprungsland Ge1neingut geworden sind. 

(2) 1st jedoch ein Werk infolge Ahlaufs der Schutzf rist,
die ihm vorher zustand, in dem Land, in de1n der Schutz he­
ansp ruch t wird,, Gemeingut geworden, so erlangt es dort nicht 
von neuem Schutz. 

(3) Die Anwendung dieses Grundsatzes richtet sich nach
clen Bestin1mungen der zwischen Verbandslandern zu diesetn 
Zweck ahgeschlossenen oder ahzuscl1liessenden besonderen 
Uebereinkünf te. l\langels solcher Bestimmungen legen die 
hetreffenden Lander, jedes für sich, die Art und Weise dieser 
Anwendung fest. 

( 4) Die vorstel1enden Ilesti1nn111ngen gelten auch, wenn
ein Land <lem Verband neu beitritt., sowie fiir den Fall, dass 
der Schutz nach Artikel 7 oder durch Verzicht auf Vorbehalte 
ausgedehnt wird. 

Artikel 19 

Die Bestimmungen dieser Uehereinkunft hindern nicht 
daran, die Anwendung von weitergehenden Destimmungen zu 
heanspruchen, die durch die Gesetzgehung eines Verbands­
landes etwa erlassen werden. 

Artikel 20 

· Die Regierungen der Verbandslander Lehalten. sich das
Recht vor, Sonderabkommen n1iteinander insoweit zu treffen, 
ais diese den Urhebern Rechte verleihen, die üher die ihnen 
durch diese Uebereinkunft gewahrten Rechte hinausgehen, 
oder andere Bestin1mungen enthalten, die dieser Ueberein­
kunft nicht zuwiderlaufen. Die Bestirnn1ungen bestehender 
ALko1nmen, die den angegehenen Voraussetzungen e�tspre­
chen, bleihen anwendhar. 
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Artikel 21 

(1) Besondere Bestin1mungen für die Entwicklungslander
sind in einem Protokoll mit dem Titel « Protokoll hetreffend 
die Entwick]ungslander » enthalten. 

(2) Vorhehaltlich des Artikels 28 Absatz (I) Buchstahe b)
Ziff er i) und Buchstabe c) ist das Protokoll hetreffend die 
Entwicklungslander Bestandteil dieser Uebereinkunft. 

Artikel 22 
-

(1) a) Der Verhand hat eine Versam1nlung, die sich aus
den durch die Artikel 22 bis 26 gebundenen Verbandslandern 

zusammensetzt. 

b) Die Regierung jedes Landes wird Ùurch einen Delegier­
ten vertreten, der von Stellvertretern, Deratern und Sachver­

standigen unterstützt werden kaon. 

c) Die Kosten jeder Delegation werden von der Regierung
getragen, die sie entsandt hat. 

(2) a) Die Versammlung

i) hehandelt aile Fragen betreffend die Erhaltung und die

Entwicklung des Verbandes sowie die Anwendung dieser

Uebereinkunft;
ii) erteilt dem lnternationalen Büro für geistiges Eigen­

tum (im folgenden ais « das Internationale Büro » be­
zeichnet), das in dem Uebereinkommen zur Errichtung
der Weltorganisation für geistiges Eigentum (im folgen­
den ais « die Organisation » bezeichnet) vorgesehen ist�

Weisungen für die Vorhereitung der Revisionskonfe­
renzen unter gebührender Berücksichtigung der Stel­
lungnah1nen der \-

.,. 

erLandsliinder, die durch die Artikel

22 bis 26 nicht gebunden sind;

iii) prüft und hilligt die Berichte und die Tiitigkeit des Ge­

neraldirektors der Organisation betreffend den Verband
und erteilt ihm aile zweckdienlichen Weisungen in Fra­
gen, die in die Zustandigkeit des Verbandes fallen;
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iv) wahlt die l\:Jitglieder des Exekutivausschusses der Ver­
sammlung;

v) prüft und hilligt die Berichte und die Tatigkeit ihres
Exekutivausschusses und erteilt ihm Weisungen;

vi) legt <las Programm f est, heschliesst den Dreijahres-Haus­
haltsplan des Verhan<les und hilligt seine Rechnungs­
abschlüsse;

vii) beschliesst die Finanzvorschriften des Verbandes;
viii) hildet die Sachverstandigenausschüsse und Arheitsgrup­

pen, die sie zur Verwirklichung der Ziele des Verhandee
für zweckdienlich hait;

ix) bestimmt, welche Nichttnitgliedlander des Verbandes,
welche zwischenstaatlichen und welche internationalen
nichtstaatlichen Organisationen zu ihren Sitzungen als
Ileohachter zugelassen wer<len;

x} heschliesst Aenderungen der Artikel 22 bis 26;
xi) nimmt jede andere llan<llung vor, die zur Erreicl1ung

der Ziele des Verhandes geeignet ist;
xii) nimmt alle anderen Auf gaLen wahr, die sich aus dieser

Uebereinkunft ergeben;
xiii) üht vorbehaltlich ihres Einverstan<lnisses die ihr durch

das Uebereinkommen zur Errichtung der Organisation
ühertragenen Rechte aus.

b) Ueher Fragen7 die auch fiir andere von der Organisa­
tion verwaltete VerLiin<le von lnteresse sind, entscbeidet die 
Versa1nn1lung nach Anhorung des Koordinierungsausschusses 
der Organisation. 

3) a) Jedes Mitgliedland der Versammlung verfügt über
eine S timme. 

b) Die llalf te der l\litgliedlander der Versammlung hildet
das Quorum (die lür die Beschlussfiihigkeit erforderliche l\lin­
<lestzahl). 

c) Ungeachtet des Buchstahen b) kann die Versam.mlung
Beschlüsse f assen, wenn wahrend einer Tagung die Zahl der 
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vertretenen Lander zwar weniger a1s clie llalfte, aber minde­
stens ein Drittel der l\litglie<llander der Versammlung betragt; 

jedoch werden diese Beschliisse mit Ausnahme der Beschlüsse 
über das Verfahren der '\

'"

ersammlung nur clann wirksam, 

wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind: Das Interna­

tionale Büro teilt diese Beschlüsse clen 1\.litgliedlandern der 

Versammlung mit, die nicht vertreten waren, und ladt sie ein, 

innerhalh einer Frist von drei l\lonaten vom Zeitpunkt der 
l\litteilung an schriftlich ihre Stin1me ocler Stimmenthaltung 
hekanntzugeben. Entspricht nach Ablauf der Frist die Zahl 
der Lander, die-auf diese Weise ihre Stimme ocler Stimment­

haltung bekanntgegeben haben, mindestens der Zahl der Lan­

der, die für die Erreichung des Quorums wahrend der Tagung 
gefehlt hatte, so werden die Beschlüsse wirksam,. sofern gleich­
zeitig die erfor<lerliche l\lehrheit noch vorhanden ist. 

d) VorLehaltlich des Artikels 26 Ahsatz (2) f asst die
Versammlung ihre Deschliisse nait einer ?\·fehrheit von zwei 

Dritteln der ahgegebenen Stimmen. 

e) Stin1menthaltung gilt nicht ais Stimmabgahe.

/) Ein Delegierter kann nur ein Land vertreten und nur

in dessen Namen abstimmen. 

g) Die Verbandslander, die nicht l\1itglied der Versamn1•
lung sind, werclen zu den Sitzungen der Versammlung ais 

Deohachter zuge1assen. 

(4) a) Die Versamn1lung tritt nach Einberufung durch den
Generaldirektor aile drei J ahre einmal zu einer ordentlichen 
Tagung zusam1nen, und zwar, abgesehen von aussergewohn. 

lichen Fallen, zu derselben Zeit und an clemselben Ort wie die 

Generalversammlung de� Organisation.

b) Die Versamn1lung tritt nach Einherufung durch den
Generaldirektor zu einer ausserordentlichen Tagung zusam­
men, wenn der Exekutivausschuss oder ein Viertel der l\'lit­

gliedlander der Versammlung es verlangt. 

(5) Die Versamn1lung giht sicb eine Geschaftsordnung.
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Artikel 23 

(1) Die Versammlung hat einen Exekutivausschuss.

(2) a) Der Exekutivausschuss setzt sich aus den von der
Versammlung aus dem Kreis ihrer l\Iitgliedlander gewahlten 
Landern zusammen. Ausserdem hat das Land, in dessen Ho­
heitsgehiet die Organisation ihren Sitz bat, vorhehaltlich des 

Artikels 25 Ahsatz (7) Buchstabe b) ex officio einen Sitz in1 
Ausschuss. 

b) Die Regierung je<les l\.litglie<llandes des Exekutivaus­
schusses wird durch einen Delegierten vertreten't der von Stell­

vertretern, Beratern und Sachverstandigen unterstiitzt werden 

kann. 
c) Die Kosten jeder Delegation wer1len von der Regierung

getragen, die sie entsandt hat. 

(3) Die Zahl der l\.1itgliedlan<ler des Exekutivausschusses

entspricht einem Viertel der Zahl der 1'-fitglie(llander der Ver­
sanunlung. Dei der Derechnung der zu vergehenden Sitze wird 

der nach Teilung dnrch vier verhleibende Rest nicht heriick­

sichtigt. 

(4) Dei der Wahl der l\Iitglieder des Exekutivausschusses
tragt die Versammlung einer angemessenen geographischen 
Verteilung und der Notwendigkeit Rechnung, dass unter den 
Lan<lern des Exekutivausschusses Vertragslander der Sonder• 
abkommen sind, die im Rah1nen des Verbandes errichtet wer• 
den konnten. 

(5) a) Die l\.fitglie<ler des Exekutivausschusses ühen ihr
Arnt vo1n Schluss der Tagung der Versammlung, in deren Ver­
lauf sie gewiihlt worden sind, bis zum Ende der darauffolgen­
den ordendichen Tagnng der Versamm1ung aus. 

b) Hochstens zwei Drittel der l\litglieder des Exekutivaus•
schusses konnen wie<lergewahlt werden. 

c) Die Versammlung regelt die Einzelheiten der Wahl und
· der etwaigen Wie<lerwal1I der 1\.litgJieder des Exekutivaus­

schusses.

(6) a) Der Exekutivausschuss

22 



i) bereitet den Entwurf der Tagesordnung der Versamm­
lung vor;

ii) unterhreitet der Versan1mlung Vorschlage zu den vom
Generaldirektor vorhereiteten Entwiirfen des Programms
und des Dreijahres-I-laushaltsplans des Verhandes;

iii) stellt im Rahmen des Programms und des Dreijahres­
liaushaltsplans die von1 Generaldirektor vorhereiteten
Jahresprogramme und Jahreshaushaltsplane auf;

iv) unterhreitet der Versanunlung mit entsprechendcn Be­
merkungen die periodischen Berichte des Generaldirek­
tors und die jahrlichen Berichte über die Rechnungsprü­
f ung;

v) trifft alle zweckdienlichen l\lassnahmen zur Durchfüh­
rung des Programms des Verbandes durch den General­
direktor in Uebereinstimrnung mit den Beschlüssen der
Versan1n1lung und unter Ilcriicksichtigung der zwischen
zwei ordentlichen Tagungen der Versammlung eintreten-
den Umstande;

vi) nimmt aile anderen AufgaLen wahr, die ihm im Rahmen
dieser Uehereinkunft iihertragen werden.

b) Ueber Fragen, die auch für andere von der Organisa•
lion verwaltete , ... erbande von lnteresse sind, entscheidet der 
Exekutivausschuss nach Anhorung des Koordinierungsaus­
schusses der Organisation. 

(7) a) Der Exekutivausschnss tritt nach Einberuf ung 
durch den Generaldirektor jedes Jahr einmal zu einer ordent• 
lichen Tagung zusammen, und zwar moglichst zu derselben 
Zeit und an demselben Ort wie der Koordinierungsausschuss 
der Organisation. 

b) Der Exekutivausschnss tritt nach Einberuf ung durch
den Generaldirektor zu einer ausserordentlichen Tagung zu• 
sammen, entweder auf Initiative des Generaldirektors oder 
wenn der Vorsitzende oder ein Viertel der l\litglieder des 
Exekutivausschusses es verlangt. 

(8) a) Jedes l\litgliedland des Exekutivausschusses verfügt
ül.ter eine Stimn1e. 
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b) Die lliilfte der l\fitgliedlander des Exekutivausschusses
bildet das Quorum. 

c) Die Beschlüsse werden mit einfacher l\lehrheit der ab­
gegebenen Stimmen gefasst. 

d) · Stimmenthaltung gilt nicht ais Stimmahgahe. 
e) Ein Delegierter kann nur ein Land vertreten und nur

in dessen N amen ahstin1men. 

(9) Die Verbandslander, die nicht l\fitglied des Exekutiv­
ausschusses sind, werden zu dessen Sitzungen als Beohachter 
zugelassen. 

(10) Der Exekutivausschuss gibt sich eine Geschaftsord­
nung. 

Artikel 24 

(1) a) Die Verwaltungsauf gaben des Verba�dea werden
vom lnternationalen Büro walirgenornmen, das an die Stelle 
des mit dem VerLandsLüro der internationalen UeLerein­
kunft zum Schutz des gewerLlichen Eigentums vereinigten 
Büros des Verhandes tritt. 

b) Das Internationale Düro besorgt inshesondere das Se­
kretariat der verschiedenen Organe des Verbandes. 

c) Der Generaldirektor der Organisation ist der hochste
Beamte des Verbandes und vertritt den Verband. 

(2) Das Internationale Büro sammelt und veroff entlicht
lnformationen über den Schutz des Urheherrechts. Jedes Ver­
bandsland teilt so bald wie moglich dem lnternationalen Büro 
aile neuen Gesetze und anderen an1tlichen Texte mit� die den 
Schutz des lJrheherrechts betreffen. 

(3) Das Internationale Büro gibt eine monatlich erschei­
nende Zeitschrift herans. 

(4) Das Internationale Büro erteilt je<lem Verhandsland
auf Verlangen Auskiinfte über Fragen hetreffend den Schutz 
des Urheberrechts. 

(5) Das Internationale Büro unternimmt Untersuchungen
und leistet Dienste zur Erleichterung des Schutzes des Urbe­
berrechts. 
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(6) Der Generaldirektor und die von ihm hestimmten l\lit­
glieder des Personals nehn1en ohne Stimmrecht an allen
Sitzungen der Versamn1lung, des Exekutivausschusses und
aller anderen Sachverstandigenausschüsse oder Arbeitsgrup­
pen teil. Der Generaldirektor oder ein von ihm bestimmtes
l\litglied des Personals ist von Arnts wegen Sekretar dieser
Organe. 

(7) a} Das Internationale Büro hereitet nach den Wei­

sungen der Versammlung und in Zusammenarbeit mit dem 
Exekutivausschuss die Konferenzen zur Revision der Bestim­
n1ungen der Uebereinkunft mit Ausnahme der Artikel 22 bis 

26 vor. 

b) Das Internationale Büro kann hei der Vorbereitung der
Revisionskonlerenzen zwischenstaatliche sowie internationale 

nichtstaatliche Organisationen konsultieren. 

c) Der Generaldirektor und die von ihm hestirnn1ten Per­
sonen nel1men ohne Stimn1recbt an den Beratungen dieser 

Konf erenzen teiL 

(8) Das Internationale Biiro nimmt aile anderen Aufga­
hen wahr, die ihm übertragen werden .. 

Artikel 25 

(1) a) Der Verhand bat einen Haushaltsplan.

b) Der llaushaltsplan des Verbandes umfasst die eigenen
Einnahn1en und Ausgaben des Verbandes, dessen Beitrag zum 

llaushaltsplan der gemeinsamen Ausgaben der Verbande so­
wie gegebenenfalls den dem liaushaltsplan der Konferenz der 
Organisation zur Verfügung gestellten Betrag. 

c) Ais gemeinsame Ausgahen der Verbande gelten die Aus­
gaben., die nicht ausschliesslich dem Verband, sondern auch 
einem oder mehreren anderen von der Organisation verwalte .. 
ten Verbanden zuzurechnen sind. Der Anteil des Verhandes 

an diesen gemeinsamen Ausgaben entspricht dem lnteresse, 
das der Verband an ihnen hat. 
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(2) Der llaushahsplan des VerLandes wird unter Berück­

sichtigung der Notwen<ligkeit seiner Abstimmung mit den 
Haushaltsplanen der anderen von der Organisation verwalte• 
ten Verhande aufgestellt. 

(3) Der Haushaltsplan des ·verbandes umfasst folgende

Einnahmen: 

i) Beitrage der Verbandslander;
ii) Gehühren und Betrage für Dienstleistungen des lnterna­

tionalen Büros im Rahn1en des Verhandes;
iii) Verkauf serlose und an<lere Einkiinfte ans Veroffentli­

chungen des lnternationalen Biiros, die den Verband

hetreffen;
iv) Schenkungen, Vermachtnisse und Zuwendungen;
v) l\1ieten, Zinsen und anclere verscl1iedene Einkiinfte.

( 4) a) J edes Verbandsland wird zur Destimmung seines

Deitrags zum llauslialtsplan in eine Klasse eingestuft und 
zahlt seine JahresLeitrüge auf der Grundlage einer Zahl von 
Einheiten, die wie f olgt festgesetzt wird: 

Klasse I . . 
Klasse II • • . • 
Klasse III . 
Klasse IV 

Klasse V 
Klasse VI 
Klasse VII 

• 

• 

• 

25 

20 

15 

10 

5 

3 
1 

b) Falls es dies nicht schon f'riiher getan l1at, giht jedes
Land gleichzeitig mit der llinterlegung seiner Ratifikations­
oder Deitrittsurkunde die Klasse an, in die es eingestuft zu 
werden wünscht. Es kaon die Klasse wechseln. Wiihlt es eine 
niedrigere K]asse, so hat es dies der Versammlung auf einer 
ihrer ordentlichen Tagungen mitzuteilen. Ein solcher Wechsel 
wird zu Beginn des auf diese Tagung f olgenden Kalender­
jahres wirksam .. 

c) Der Jahresheitrag jedes Landes hesteht ans einem Be­
trag, der in demselben Verhaltnis zu der Summe der Jahres-
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beitrage aller Lander zum IIaushaltsplan des Verbandes steht 
wie die Zahl der Einheiten der Klasse, in die das Land einge­
stuft ist, zur Summe der Einheiten aller Lander. 

d) Die Beitrage werden am I. Januar jedes Jahres fallig.
e) Ein Land, das mit der Zahlung seiner Ileitrage im Rück­

stand ist., kann sein Stimmrecht in keinem der Organe des Ver­
bandes, denen es ais l\fitglied angehort., ausüben, wenn der 
riickstandige Betrag die Summe der von ihm für die zwei vor­
hergehenden vollen Jahre geschuldeten Beitrage erreicht oder 
übersteigt. J edoch kann jecles dieser Organe einem solchen 
Land gestatten, das Stimmrecht in dîesem Organ weiter aus­
zuiihen, Wenn und solange es iiherzeugt ist, dass der Zahlungs­
riickstand eine Folge aussergewohnlicher und unabwendbarer 
Umstande ist. 

/) Wird der Ilaushaltsplan nicht vor Beginn eines neuen 
Rechnungsjahres bescl1lossen, so wird der Haushaltsplan des 
Vorjahres nach l\lassgaLe der Finanzvorschriften übernommen. 

(5) Die llohe der GeLiihren und Detrüge fi.ir Dienstleistun­
gen des lnternationalen Biiros im Rahmen des Verbandes wird 
vom Generaldirektor f estgesetzt, der der Versammlung und 
dem Exekutivausschuss dariiher berichtet. 

(6) a) Der Verband hat einen Betriebsmittelfonds., der
durch eine einmalige Zahlung jedes Verhandslandes geLildet 
wîrd. Reicht der Fonds nicht mehr aus, so beschliesst die Ver­
sammlung seine Erhohung. 

b) Die Hohe der erstmaligen Zahlung jedes Landes zu
diesem Fonds oder sein Anteil an dessen Erhohung ist propor­
tional zu de1n Ileitrag dieses Landes für <las J ahr, in dem der 
Fonds gebildet oder die Erhohung heschlossen wird. 

c) Dieses Verhaltnis und die Zahlungshedingungen werden
von der Versammlung auf Vorschlag des Generaldirektors und 
nach Aeusserung de3 Koordinierungsausschus:ses der Organisa­
tion f estgesetzt. 

(7) a) Das Ahkommen über den Sitz, das mit dem Land
geschlossen wird, in dessen Hoheitsgebiet die Organisation 
ihren Sitz hat, sieht vor, dass dieses Land Vorschüsse gewahrt.,
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wenn der Iletriehsmittelfonds nicht ausreicht. Die 1-Iohe dieser 
Vorschiisse und die Bedingungen, un ter denen sie gewahrt 
werùen, sind in je<lem Fall Gegenstand heson<lerer Verein­
harungen zwischen diesem Land und der Organisation. Solange 
dieses Land verpflichtet ist, Vorschüsse zu gewahren, bat es

ex officio einen Sitz im Exekutivausschuss. 
b) Das unter Iluchstahe a} hezeichnete Land und die Orga­

nisation sind berechtigt, die Verpflichtung zur Gewahrung von 
Vorschiissen durch schriftliche Notifikation zu kiindigen. Die 
Kiindignng wircl clrei J ahre nach ALlauf des J ahres wirksam, 
1n dem sie notifiziert worden ist. 

(8) Die Rechnungspriif ung wird nach l\lassgahe der Finanz­
vorschriften von einem oder mehreren VerLandslandern oder 
von aussenstehenden Rechnungspriifern vorgenomn1en, die 
mit ihrer �ustimmung von der Versammlung Lestin1mt werden. 

Artikel 26 

(l) Vorschlage zur Aenderung der Artikel 22, 23, 24, 25

und <lieses Artikels konnen von jedem l\litgliedland der Ver­
sammlung, vom Exekutivausschuss oder vom Generaldirektor 
vorgelegt werden. Diese Vorschlage werden vom Generaldirek­
tor mindestens sechs l\fonate, bevor sie in der Versammlung 
beraten werùen, den l\fitgliedlandern der Ver�ammlung mit-
geteilt. 

(2) Jede Aenderung der in Ahsatz (1) hezeichneten Artikel
wird von der Versammlung hescl1lossen. Der Beschluss erf or­
dert drei Viertel cler abgegehenen Stimmen; je<le Aenderung 
des Artikels 22 und dieses Absatzes erfordert jedocli vier 
Fünftel der ahgegebenen Stimmen. 

(3) Jecle Aenderung der in Ahsatz (1) hezeichneten Ar­
tikel tritt einen Monat nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem 
die schriftlichen Notifikationen der verfassungsmassig zustan• 
degekommenen Annahme des Aenderungsvorschlags von drei 
Vierteln der Lünder, die im Zeitpunkt der Beschlussfa.ssung 
über die Aenclernng l\fitglied der Versammlung waren, heim 
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Generaldirektor eingegangen sind. Jede auf diese Weise ange­
nommene Aenderung der genannten Artikel hindet alle Lan­
der, die hn Zeitpunkt des lnkrafttretens der Aen<lerung l\.'lit­
glied der Versammlung Rind oder spater l\.fitglied werden; 
jedoch hindet eine Aenderung, die die finanziellen Verpflich­
tungen der Verhandslander erweitert, nur die Lander, die die 
Annahme dieser Aenderung notifiziert hahen. 

Artikel 27 

(1) Diese Uehereinkunft soll Revisionen unterzogen wer­
den, um Verbesserungen herbeizuführen, die geeignet sind, 
das System des Verbandes zu vervollkommnen. 

(2) Zu diesem Zweck werden der Reihe nach in einem der
Verban<lslünder Konferenzen zwischen den Delegierten dieser 
Linder stattfinden. 

(3) Vorbehaltlicb des für die Aenderung der Artikel 22
Lis 26 massgehenden Artikels 26 hedarf jede Revision dieser 
UehereinkunEt mit Einschluss des Protokolls hetreffend die 
Entwicklungslander der Einstimmigkeit. 

Artikel 28 

(1) a) J edes Verhandsland kann diese Fassung der Ueher­
einkunft ratifizieren,. 

wenn es sie unterzeichnet hat, oder ihr 
beitreten,. wenn es sie nicht unterzeichnet hat. Die Ratifika­
tions- und Beitrittsurkunden werden heim Generaldirektor 
hin terlegt. 

b) JedeR Verbandsland kaon in seiner Ratifikations- oder
Bejtrittsurkunde erklaren,. dass sich seine Ratifikation oder 
sein Beitritt nicht erstreckt 

i) auf die Artikel 1 bis 21 und das Protokoll hetreffend die
Entwicklungslander oder

ii) auf die Artikel 22 his 26.

c) Wenn ein Verbandsland das Protokoll hetreffend die
Entwicklungslander schon ge1nass Artikel 5 dieses Protokolls 
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gesondert angenommen hat, kann sich seine gemass Buch­
stahe b) Ziffer i) abgegehene Erklarung nur auf die Artikel 1 
bis 20 beziehen. 

d) Jecles Verhandsland
., 

das gemass Buchstahen b) und c)

eine der dort hezeichneten heiclen Gruppen von Bestimmun­

gen von der Wirkung seiner Ratifikation oder seines Beitritts 
ausgeschlossen hat., kann zu jedem spateren Zeitpunkt er­
klaren., dass es die Wirkung seiner Ratifikation oùer seines 
Beitritts auf diese Gruppe von Bestimrnungen erstreckt. Eine 

solche Erklarung wird heim Generaldirektor hinterlegt. 

(2) a) Vorhehaltlich des Artikels 5 des Protokolls hetref­
f end die Entwicklungslander treten die Artikel 1 Lis 21 und 
das genannte Protokoll für die ersten fünf VerhanlL,lander, 
die Ratifikations- oder Beitrittsurkunden oline Ahgabe einer 

nach Ahsatz (1) Buclu,tahe b) Ziffer i) zuliissigen Erldarung 
hinterlegt hahen., 

drei Monate nach Ilinterlegung der fünften 
solchen Ratifikations- otler Beitritt�urkunde in Kraft. 

b) Die Artikel 22 Lis 26 treten fiir die ersten siehen Ver­
bandslander., die Ratifikations- oder Beitrittsurkunden ol1ne 
Ahgahe einer nach Absatz (1) Iluchstahe b) Ziffer ii) zu­

lassigen Erklarung hinterlegt hahen, drei l\lonate nach }linter• 

legung der siehenten solchen Ratifikations- oder Beitritts­
urkunde in Kraft. 

c) Vorhehaltlich des erstmaligen lnkrafttretens jeder der
beiden in Ahsatz (1) Buchstahe b) Ziff ern i) und ii) hezeich­
neten Gruppen von Bestimrnungen nach den Buchstaben a) 

und b) und vorhehaltlich des Ahsatzes (1) Buchstahe b) tre­
ten die Artikel 1 bis 26 und <las Protokoll hetreff end die Ent­
wicklungslander für jedes nicht unter Bucl1stabe a) oder b) 

f allende Verbandsland, <las eine Ratitikations- oder Beitritts­
urkun<le hinterlegt, sowie für je<les Verhan<lsland, das eine 

Erklarung gernass Ahsatz (1) Buchstabe d) hinterlegt., drei 

l\fonate nach dem Zeitpunkt der Notifizierung einer solchen 
llinterlegung durch den Generaldirektor in Kraft, sofern in 

der binterlegten Urkunde otler Erklarung nicht ein spaterer 
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Zeitpunkt angegeben ist. In diesem Fall tritt diese Fassung 
· der Uehereinkunf t f ür dieses Land zu dem angegehenen Zeit­
punkt in Kraft.

d) Die Anwendung des Protokolls hetreffend die Entwick­
lungslander gemass dessen Artikel 5 ist vor dem Inkrafttreten 
dieser Fassung der Uehereinkunft vom Zeitpunkt ihrer Unter­
zeichnung an zulassig. 

(3) Für jedes Verhandsland, das eine Ratifikations- oder
Ileitrittsurkunde hinterlegt, treten die Artikel 27 his 38 in 
Kraft, sohald eine der beiden in Ahsatz (1) Buchstabe b) 

hezeichneten Gruppen von Bestimmungen für dieses Land ge­
mass Absatz (2) Buchstahe a), b) oder c) in Kraft tritt. 

Artikel 29 

(1) Je<les verhan<lsfremde Land kann ùieser Fassung der
UeLereinkunft heitreten und dadurch l\litglied des VerLandes 
werden. Die Ileitrittsurkunùen werden Leim General<lirektor 
hinterlegt. 

(2) a) Fiir jedes verhandsfremde Land, das seine Ileitritts­
urkunde einen 1\-lonat vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
von Bestin1mungen <lieser Fassung der Uebereinkunft oder 
früher binterlegt hat, tritt ùiese, sofern nicht ein spaterer 
Zeitpunkt in der Ileitrittsurkunde angegehen ist., zu dem Zeit­
punk t in Kraft., zu dem die Bestimmungen ge1nass Artikel 28 
Ahsatz (2) Buchstahe a} oder b) erstmals in Kraft treten; 
jedoch ist ein solches Land, 

i) wenn die Artikel 1 bis 21 zu diesem Zeitpunkt nocb nicht
in Kraft getreten sind., wahrend der Uehergangszeit bis
zu ihrem lnkrafttreten an ihrer Stelle durch die Artikel 1
bis 20 der Brüsseler Fassung der Uebereinkunft ge­
hunden;

ii) wenn die Artikel 22 bis 26 zu diesem Zeitpunkt noch
nicht in Kraft getreten sind, wiihrend der Uebergangszeit
bis zu ihrem lnkrafttreten an ihrer Stelle durch die Ar­
tikel 21 Lis 2·1- der Brüsseler Fassung der Uehereinkunft
gebunden.
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Giht ein Land in seiner Beitrittsurkunde einen spateren Zeit­
punkt an, so tritt diese Fassung der Uehereinkunft für dieses 
Land zu dem angegebenen Zeitpunkt in Kraft. 

b) Für jedes verhandsfremde Land, das seine Beitritts­
urkunde nach <lem lnkrafttreten einer Gruppe von Bestim­
mungen dieser Fassung der Uebereinkunft oder weniger ais 
einen l\'.lonat vor diesem Zeitpunkt hinterlegt hat, tritt diese 
Fassung der Uebereinkunft vorbehaltlich des Buchstaben a) 

drei l\lonate nach dem Zeitpunkt der Notifizierung seines Dei­
tritts durch den Generaldirektor in Kraft, sofern nicht ein 

spaterer Zeitpunkt in der Beitrittsurkunde angegehen ist. ln 

diesem Fall tritt diese Fassung der Uebereinkunft für dieses 
Land zu dem angegebenen Zeitpunkt in Kraft. 

(3) Für jedes verbandsfremde Land, das seine Ileitritts­

urkunde nach dem lnkrafttreten dieser Fassung der Ueber­
einkunf t in ihrer Gesamtheit oder weniger ais einen l\lonat 

vor diesem Zeitpunkt hinterlegt hat, tritt diese Fassung der 
Uehereinkunft drei l\lonate nach dem Zeitpunkt der Notifi­
zierung seines Beitritts durch den Generaldirektor in Kraft, 
sofern nicht ein spaterer Zeitpunkt in der Beitrittsurkunde 
angegeben ist. ln diesem Fall tritt diese Fassung der Ueber­

einkunf t für dieses Land zu dem angegebenen Zeitpunkt in 
Kraft. 

Artikel 30 

(1) Vorbehaltlich der gemass dem f olgenden Absatz., den
Artikeln 28 Absatz (1) Buchstabe b) und 33 Ahsatz (2) sowie 
<lem Protokoll betreff end die Entwicklungslander zulassigen 
Ausnahmen bewirkt die Ratifikation oder der Beitritt von 
Rechts wegen die Annahme aller Bestimmungen und die Zu­
lassung zu allen Vorteilen dieser Fassung der Uebereinkunft. 

(2) a) J edes Verbandsland., das diese Fassung der Ueber­
einkunf t ratifiziert oder ihr beitritt., kann die lrülier erklarten 
Vorbehalte aufrechterhalten, sofern es dies hei der llinter• 
legung seiner Ratifikations- oder Deitrittsurkunde erklart. 
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b) Jedes verbandsfremde Land kann beim Beitritt zu
dieser Fassung der Uebereinkunft erklaren, dass es wenigstens 
vorlaufig den Artikel 8 hetreffend das Uebersetzungsrecht 
durch die Bestimmungen des Artikels 5 der im J ahre 1896 in 
Paris revidierten Verbandsühereinkunft von 1886 ersetzen 
will't wobei Einverstandnis darüher besteht, dass diese Bestim­

mungen nur die Uebersetzung in die Landessprache oder die 
Landessprachen hetreffen. Jedes Verbandsland kann hinsicht­
lich des Uebersetzungsrechtes · fiir Werke, deren Ursprungs­
land von einem solclien Vorbehalt Gehrauch macht, den Schutz 

anwenden, der dèm vorn Ursprungsland gewahrten Schutz ent­
spricht. 

c) Jedes Land kann solche Vorbehalte jederzeit durch eine

an den GeneralJirektor gerichtete N otifikation zurückziehen. 

Artikel 31 

(1) Jedes Land kann in seiner Ratifikations- oder Beitritts­
urkunde erklaren ocler zu jedem spateren Zeitpunkt dem Ge .. 

neraldirektor scl1riftlich notifizieren, dass diese Ueberein• 

kunft auf' -aile oder einzelne in der Erklarung oder Notifika­
tion hezeichnete lloheitsgehiete anwendbar ist, für deren aus­

wartige Beziehungen es verantwortlich ist. 

(2) J edes Land, das eine solche Erklarung oder eine solche

Notifikation aLgegehen hat, kaon dem Generaldirektor jeder­

zeit notifizieren, dass diese Uehereinkunft auf aile oder ein­

zelne dieser lloheitsgebiete nicht mehr anwendbar ist. 

(3) a) Jede in der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde
ahgegebene Erklarung gen1ass Ahsatz (I) wird gleichzeitig mit 
der Ratifikation oder dem Beitritt und jede Notifikation ge­

mass Absatz (1) wird drei l\fonate nach ihrer Notifizierung 

durch den General<lirektor wirksam. 

b) Jede Notifikation gemass Ahsatz (2) wird zwolf l\io­
nate nach ihrem Eingang heitn Generaldirektor wirksam. 
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Artikel 32 

(1) Diese Fassung der Uebereinkunft ersetzt in den Be­
ziehungen zwischen den Verhandslandern und in dem Um­
f ang, in dem sie anwendhar ist, ûie Berner Uebereinkunft vom 
9. Septemher 1886 und die folgenden revidierten Fassungen
dieser Uebereinkunft. Die f rüheren Fassungen hleiben in ihrer
Gesamtheit oder in dem Umfang, in dem diese Fassung sie
nicht gemass Satz 1 ersetzt, unter den Verbandslandern an­
wendhar, die diese Fassung der Uebereinkunft weder rati­
fizieren noch ihr beitreten.

(2) Die verbandsf remùen Lander, die Vertragspartei dieser
Fassung der Uehereinkunft werden, wenden sie vorhehaltlich 
des Ahsatzes (3) im Verhaltnis zu jedem Verbandsland an, <las 
nicl1t Vertragspartei dieser Fassung oder das zwar Vertrags­
partei dieser Fassung ist, aber die in Artikel 28 Ahsatz (l) 
Buchstabe b) Ziffer i) vorgesehene Erklarung abgegehen hat. 
Diese Lander lassen es zu, dass ein solches Verbandsland in 
seinen Beziehungen zu ihnen 

i) die Bestimmungen der jüngsten Fassung der Ueherein•
kunft, deren Vertragspartei es ist, anwendet und

ii) hef ugt ist, den Schutz dem in dieser Fassung der Ueher­
einkunf t vorgesehenen Stand anzupassen.

(3) Die Lander, die hei der Ratifikation dieser Fassung
der Uehereinkunft oder bei ihrem Beitritt zu dieser Fassung 
einzelne oùer alle der ùurch das Protokoll hetreffend die Ent­
wicklungsliinder zugelassenen Vorhehalte gemacht hahen, kon•

nen diese Vorbehalte in ihren Beziehungen zu den anderen 
Verbandslandern anwenden, die nicht Vertragspartei dieser 
Fassung der Uehereinkunft_ sind, oder die, obwohl sie Ver• 
tragspartei sind, eine Erklarung gemass Artikel 28 Ahsatz (1) 

Buchstahe b) Ziffer i) ahgegehen hahen, vorausgesetzt, dass 
diese Lander die Anwenùung der genannten Vorhehalte zuge­
lassen haben. 
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Artikel 33 

(1) Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehreren Ver­
bandslandern über die Auslegung oder die Anwenclung ùieser 
Uebereinkunft, die nicht auf dem Verhandlungsweg heigelegt 
wird, kann von jedem heteiligten Land durch eine Klage, die 
gemass dem Statut des lnternationalen Gerichtshofs zu er­
heben ist, vor den Internationalen Gerichtshof gehracht wer­
den, sof ern die heteiligten Lander nicht eine andere Regelung 
vereinharen. Das Land, das die Streitigkeit vor den lnterna­
tionalen Gerichtshof hringt, hat dies dem lnternationalen 
Büro mitzuteilen; dieses setzt die anderen Verbandslander 
davon in Kenntnis. 

(2) Jedes Land kann gleichzeitig mit der Unterzeichnung
dieser Fassung der Uehereinkunft oder mit der llinterlegung 
seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde erklaren, dass es 
sich durch Ahsatz (1) nicht ais gehunden betrachtet. Auf Strei­
tigkeiten zwischen einem so1chen Land und jedem anderen 
Verb�ndsland ist Ahsatz (1) nicht anwendhar. 

(3) Jedes Land, das eine Erklarung gemass Ahsatz (2} ah­
gegeben hat, kann sie jederzeit durch eine an den General­
direktor gerichtete Notifikation zurückziehen. 

Artikel 34 

Nach dem lnkrafttreten dieser Fassung der Uebereinkunft 
in ihrer Gesamtheit kaon ein Land f rüheren Fassungen der 
Uehereinkunft nicht mehr heitreten. 

Artikel 35 

(1) Diese Uehereinkunft bleiht ohne zeitliche Begrenzung
in Kraft. 

(2) J edes Land kann diese Fassung der Uehereinkunft
durch eine an den Generaldirektor gerichtete Notifikation 
kündigen. Diese Kündigung hewirkt zugleich die Kündigung 
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aller f rüheren Fassungen und hat nur Wirkung für das Land� 
das sie erklart hat; für die übrigen Verhandslander hleiht die 
Uehereinkunft in Kraft und wirksam. 

(3) Die Kündigung wird ein Jahr nach dem Tag wirksam�
an dem die Notifikation hehn Generaldirektor eingegangen ist. 

(4) Das in diesem Artikel vorgesehene Kündigungsrecht
kann von einelll Land nicht vor Ahlauf von fünf Jahren nach 
dem Zeitpunkt ausgeüht werden, zu dem es Mitglied des Ver• 
bandes geworden ist. 

Artikel 36 

(1) Jedes Vertragsland ùieser Uehereinkunft verpflichtet
sich, entRprechend seiner Verfassung die notwendigen Mass­
nahmen zu ergreifen� um die Anwendung dieser Ueberein­
kunft zu gewahrleisten. 

(2) Es hesteht Einverstandnis darüher� dass jedes Land im
Zeitpunkt der IIinterlegung seiner Ratifikations .. oder Dei­
trittsurkunde gemass seinen innerstaatlichen Rechtsvorschrif­
ten in der Lage sein muss, den Bestimmungen dieser Ueber­
einkunft Wirkung zu verleihen. 

Artikel 37 

(1) a} Diese Fassung der Uehereinkunft wird in einer
Urschrift in englischer und franzosischer Sprache unterzeich­
net und bei der schwedischen Regierung hinterlegt. 

b) Amtliche Texte. werden vom Generaldirektor nach Kon­
sultierung der heteiligten Regierungen in deutscher, spa­
nischer, italienischer und portugiesischer Sprache sowie in 
anderen Sprachen hergestellt, die die Versammlung bestim­

men kann. 
c) Dei Streitigkeiten über die Auslegung der verschiede­

nen Texte ist der franzosische Text massgehend. 

(2) Diese Fassung cler Uehereinkunft liegt bis zum 13. J a•
nuar 1968 in Stockholm zur Unterzeichnung auf. 
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(3) Der Generaldirektor ühermittelt zwei von der schwe­
dischen Regierung heg1aubigte Ahschriften des unterzeich­
neten Textes dieser Fassung der Uehereinkunft den Regierun­
gen al1er Verbandslander und der Regierung jedes anderen 
Landes, die es verlangt. 

(4) Der Generaldirektor lasst diese Fassung der Ueherein­
kunft heim Sekretariat der Vereinten Nationen registrieren. 

(5) Der Generaldirektor notifiziert den Regierungen aller
Verbandslander die Unterzeichnungen., die Hinterlegungen 
von Ratifikations- oder Beitrittsurkunden sowie die in diesen 
Urkunden enthaltenen oder gemass Artikel 28 Ahsatz (1) 
Buchstabe d) ahgegehenen Erklarungen� <las lnkrafttreten 
aller Bestimmungen dieser Fassung der Uebereinkunft, die 
NotiCikationen von Kündigungen und die Notifikationen ge­
mass Artikel 31.

Artikel 38 

(1) Dis zur Amtsühernahme durch den ersten General­
direktor gelten Bezugnahmen in dieser Fassung der Ueherein­
kunft auf das Internationale Büro der Organisation oder den 
Generaldirektor als Bezugnahmen auf das Büro des Verban­
des oder seinen Direktor. 

(2) Verbandslander, die nicht durch die Artikel 22 bis 26
gebunden sind, konnen, wenn sie dies wiinschen, wahrend 
eines Zeitraums von fünf Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt 
des Inktrafttretens des Uebereinkommens zur Errichtung der 
Organisation an, die in den Artikeln 22 bis 26 dieser Fassung 
der Uehereinkunft vorgesehenen Rechte so ausüben, ais waren 
sie durch diese Artikel gebunden. Jedes Land, das diese Rechte 
auszuiiben wünscht., hinterlegt zu diesem Zweck heim General­
direktor eine schriftliche Notifikation, die im Zeitpunkt ihres 
Eingangs wirksam wird. Solche Lander gelten his zum Ablaul 
der genannten Frist ais l\Iitglied der Versammlung. 

(3) Solange nicht ·alle Verbandslander l\Iitglied der Orga­
nisation geworden sind, handelt <las Internationale Büro der 
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Organisation zugleich als Büro des Verbandes und der Gene• 
ralclirektor ais Direktor dieses Biiros. 

(4) Sobald alle Verbandslander l\1itglied der Organisation
geworden sind., gehen die Rechte und Verpflichtungen sowie 
das Vermogen des Büros des Verhandes auf das Internationale 
Büro der Organisation über. 

Protokoll betreffend die Entwicklungsliinder 

Artikel 1

J edes Land, <las nach der bestehenden Praxis der General­
versammlung der Vereinten Nationen ais Entwicklungsland 
angesehen wird, <las diese Fassung der Uehereinkunft, deren 
Bestand teil die ses Protokoll ist, ratifiziert oder il1r Lei tri tt 
und das sich auf Grund seiner wirtschaftlichen Lage und sei­

ner sozialen oder kulturellen Bedürfnisse ausserstande sieht, 
unverziiglich den Schutz aller in dieser Fassung vorgesehenen 
Rech te zu gewahrleisten, kann durch eine beî der Ratifikation 
oder <lem Beitritt mit Einschluss des Artikels 21 dieser Fas­
sung heim Generaldirektor hinterlegte Notifikation erklaren.,

dass es wahrend der ersten zehn J ahre, in denen es Vertrags­
partei clieser Fassung ist., einzelne oder alle der f olgenden 
Vorbehalte in Anspruch nimmt: 

a) Es ersetzt die in Artikel 7 Absatze (1), (2) und (3)

dieser U�bereinkunft vorgesehene Frist von fünfzig Jahren 
durch eine anclere Frist, die jedoch nicht kürzer ais fünfund­
zwanzig Jahre sein darf, und die in Absatz (4) des genannten 
Artikels vorgesehene Frist von fünf undzwanzig J ahren durch 
eine andere Frist., die je<loch nicht kürzer ais zehn Jahre sein 
darf. 

b) Es ersetzt Artikel 8 dieser Uebereinkunft durch die
f olgenden Bestimmungen: 
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Werke der Literatur und Kunst geniessen in den anderen
Landern ais <lem Ursprungsland ihrer Werke wahrend



der Dauer des Schutzes ihrer Originalwerke das aus­
scbliessliche Recht, diese zu ühersetzen oder deren 
Uehersetzung zu erlauben. Das ausschliessliche U eber­
setzungsrecht erlischt jedoch, wenn der Urheher davon 
innerbalb einer Frist von zehn J ahren seit der ersten 
Veroffentlichung des Originalwerkes nicht Gehrauch ge­
macht hat, indem er in einem der Verbandslander eine 
Uebersetzung in die Sprache, für die der Schutz hean­
sprucht wird, veroffentlicht hat oder hat veroffentlichen 
lassen. 

ii) Wenn hi; z�m Ahlauf von drei J ahren seit der ersten
Veroffentlichung eines Werkes der Literatur oder Kunst
oder einer langeren, durch die Rechtsvorschriften des
betreffenden Entwicklungslan<les bestimmten Frist in
diesem Land keine Uehersetzung des Werkes in die
Landes-, Amts- oder Regionalsprache oder in eine dieser
Sprachen dieses Landes durch den lnhaber des Ueher­
setzungsrechts ocler mit dessen Erlauhnis veroffentlicht
worden ist, kaon jeder Angehorige dieses Landes von
der zustandigen Behorde eine nichtausschliessliche Li­
zenz erhalten, das W erk in eine der Landes-, Amts- oder
Regionalsprachen zu iibersetzen, in der es noch nicht
verêiffentlicht worden ist, und diese Uebersetzung zu
veroffentlichen .. Diese Lizenz kaon nur erteilt werden,
wenn der An tragsteller gemass den Rechtsvorschriften
des Landes, in dem der Antrag gestellt wird, nachweist,
dass er die Erlaubnis des lnhabers des Uehersetzungs­
rechts zur Uehersetzung und zur Veroffentlichung der
Uebersetzung einzuholen versucht hat, dass er ihn aber
trotz gehêiriger Bemühunge_n nicht hat ermitteln oder
seine Erlauhnis nicht hat erlangen konnen. Unter den
gleichen Voraussetzungen kann die Lizenz auch erteilt
werden, wenn eine Uehersetzung in die betreffende
Sprache in diesem Land zwar veroffentlicht worden ist,
alle Ausgaben aber vergriff en sind.
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iii) Ifat der Antragsteller den lnliaher des Uehersetzungs­
rechts nicht ermitteln konnen, so hat er Ahschriften
seines Antrags an den Verleger., dessen Name auf dem
Werkstiick angegeben ist., und, wenn die Staatsange­
horigkeit des lnhahers des Uehersetzungsrechts he­
kannt ist, an den diplomatischen oder konsularischen
Vertreter des Landes zu senden, dem der Inhaber des
Uebersetzungsrechts angehort,. oder an die gegehenen­
f alls von der Regierung dieses Landes hezeichnete Stelle.
Die Lizenz kann nicht vor Ablaul von zwei 1\lonaten
nach Ahsendung der Absch riften des Antrags erteilt
werdcn.

iv) Die innerstaatliche Gesetzgebung hat geeignete Vor­
schriften zu erlassen, um dem lnhaher des Ueher­
setzungsrechts eine angemessene Vergütung sowie vor­
behaltlich der innerstaatlichen Devisenhestimmungen
die Zahlung und Ueberweisung dieser Vergiitung sicher­
zustellen und eine einwand_freie Uehersetzung des Wer­
kes zu gewahrleisten.

v) Der Titel des Originalwerkes und der Name seines Ur­
hehers müssen auf allen Exemplaren der veroffentlich­
ten Uehersetzung abgedruckt sein. Die Lizenz berech­
tigt nur zur Herausgabe der Uehersetzung innerhalb des
Hoheitsgebietes des Verhandslandes, in dem die Lizenz
heantragt worden ist. Die Einfuhr der Exemplare in ein
anderes Verbandsland und ihr Verkauf in diesem Land
sind zulassig, wenn die Sprache, in die das W erk über­
setzt worden ist, eine der Landes-. Amts- oder Regional­
sprachen dieses Landes ist, dessen innerstaatliche Rechts­
vorschriften die Lizenz zulassen und keine Bestimmun­
gen in diesem Land der Einf uhr und dem Verkauf ent­
gegenstehen; in einem Verbandsland., in <lem diese Vor•
aussetzungen nicht vorliegen, sind für Einf'uhr und Ver­
kauf die Rechtsvorschriften dieses Landes und die von
ihm geschlossenen Uebereinkünfte massgebend. Die
Lizenz ist nicht übertraghar.



vi) Die Lizenz ist zu versagen, wenn der Urheber die Exem­
plare seines Werkes aus dem Verkehr gezogen hat.

vii) l\facht jedoch der Urheber von dem nach Zif(er i) ge­
wahrten Recht innerhalh der Frist von zehn Jahren seit
der ersten Veroff entlichung selhst Gebrauch, so erlischt
die Lizenz in dem Zeitpunkt, in dem der Urheber seine
Uebersetzung in dem Land, in dem die Lizenz erteih
worden ist, veroffentlicht oder veroffentlichen lasst;
die vor dem Erloschen der Lizenz hereits vorhandenen
Exemplare der Uehersetzung dürfen jedoch weiterhin
verkauft werden.

viii) �lacht der Urheher von dem ihm nach Ziffer i) gewahr•
ten Recht innerhalb der Frist von zehn Jahren keinen
Gebrauch, so erlischt die für die nichtausschliessliche
Lizenz vorgesehene Vergütungspflicht für jede Be­
nützung nach Ablauf dieser Frist.

ix) Geniesst der Urheher in einem Land das ausschliessliche
Uebersetzungsrecht� weil er dort eine Uebersetzung
seines Werkes innerhalb einer Frist von zehn .J ahren
seit der ersten Veroffentlichung veroffentlicht hat oder
hat veroffentlichen lassen, sind jedoch spater, aber noch
wiihrend der Dauer des Urheherrechts an diesem Werk
im hetreff en den Land aile Ausgaben dieser erlaubten
Uebersetzung vergriffen., so kann eine nichtausschliess­
liche Lizenz zur Uebersetzung des Werkes von der zu­
standigen Behorde in gleicher W eise und un ter den
gleichen Voraussetzungen erlangt werden, wie sie für
die in den Ziffern ii) bis vi) genannte nichtausschliess­
liche Lizenz vorgesehen sind., jedoch vorhehaltlich der
Ziffer vii).

c) Es wendet Artikel 9 Ahsatz (1) dieser Uebereinkunft
vorbehaltlich f o1gender Bestimmungen an: 

i) Wenn bis zum Ablauf von drei Jahren seit der ersten
Veroffentlichung eines W erkes der Literatur oder Kunst
oder einer langeren, durch die Rechtsvorschriften des
hetreff en den Entwicklungslandes hestimmten Frist das
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Werk in diesem Land nicht in der Originalf assung, in 
der es geschaffen wurde, durch den lnhaber des Ver­
vielfaltigungsrechts oder mit dessen Erlaubnis veroffent­
licht worden ist, kann jeder Angehorige dieses Landes 
von der zustandigen Behorde eine nichtausschliessliche 
Lizenz erhalten, das Werk zu erzieherischen oder kul­

turellen Zwecken zu vervielfaltigen und zu veroffent­
Jichen. Piese Lizenz kaon nur erteilt werden,. wenn der 
AntragsteJJer gemass den Rechtsvorschriften des Lan­
des, in dem der Antrag gestellt wird, nachweist, dass er 
die Erlauhnis des lnhabers des Rechts zur Vervielfiil­
tigung und Veroffentlichung des Werkes zu erzieberi­
schen oder kulturellen Zwecken einzuholen versucht 
bat, dass er ihn aber trotz gehoriger Bemühungen nicl1t 
bat ermitteln oder seine Erlaubnis nicht bat erlangen 
konnen. Unter den gleichen Voraussetzungen kaon die 
Lizenz auch erteilt werden, wenn das Werk in der Origi­
nalfassung in diesem Land zwar veroffentlicht worden 
ist, a He Ausgahen aber vergriff en sind. 

ii) Hat der Antragsteller den lnhaber des Vervielfaltigungs­
rechts nicht ermitte]n konnen, so bat er Ahschriften
seines Antrags �n den Verleger, dessen Name auf dem
Werkstück angegehen ist, und, wenn die Staatsange­
horigkeit des lnhahe1·s des Vervielfaltigungsrechts be­
kannt ist, an den diplomatischen oder konsularischen
Vertreter des Landes zu senden, dem der lnhaber des
Vervielfaltigungsrechts angehort, oder an die gegebenen­
f alls von der Regierung dieses Landes bezeichnete Stelle.
Die Lizenz kaon nicht vor AblauE von zwei l\1onaten
nach Absendung der Ahschriften des Antrags erteilt
werden.

iii) Die innerstaatliche Gesetzgebung hat geeignete Vor•
schriften zu erlassen, um dem lnhaber des Vervielfal­

tigungsrechts eine angemessene Vergütung sowie vor­
hehaltlich der innerstaatlichen DevisenhestimmÙngen
die Zahlung und Ueberweisung dieser Vergiitung sicher-
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zustellen und eine einwandf reie Vervielfaltigung des 
Werkes zu gewahrleisten. 

iv) Der Originaltitel und der Name des Urhebers des Wer­
kes müssen auf allen veroff entlichten Vervielfaltigungs­
stücken abgedruckt sein. Die Lizenz berechtigt nur zur
llerausgabe innerhalb des Hoheitsgehietes des Verbands­
landes., i� dem die Lizenz heantragt worden ist. Die Ein­
f uhr der Exemplare in ein anderes Verhandsland und
ihr Verkauf in diesem Land sind zu erzieherischen oder
kulturellen Zwecken zulassig.,, wenn dessen innerstaat­
liche Rechtsvorschriften die Lizenz zulassen und keine
Destimmungen in diesem Land der Einf uhr und <lem
Verkauf entgegenstehen; in einem Verhandsland, in dem
diese Voraussetzungen nicht vorliegen, sind für Ein­
f uhr und Verkauf die Rechtsvorschriften dieses Landes
und die von ihm geschlossenen Uebereinkiinfte mass­
gebend. Die Lizenz ist nicht üLertragbar.

v) Die Lizenz ist zu versagen, wenn der Urheher die Exem­
plare seines Werkes aus <lem Verkehr gezogen hat.

vi) l\.lacht je<loch der Urheber von dem Recht, sein Werk
zu vervielfaltigen, selhst Gehrauch, so erlischt die Lizenz
in <lem Zeitpunkt� in dem der Urheber sein Werk in
der Originalfassung in dem Land, in dem die Lizenz
erteilt worden ist, veroffentlicht oder veroffentlichen
lasst; die vor dem Erloschen der Lizenz bereits vorhan­
denen Exemplare des Werkes dürf en jedoch weiterhin
verkauft werden.

vii) Wenn der U rheber sein W erk in ein em Land in der;
Originalfassung veroffentlicht oder veroffentlichen
lasst, jedoch spater, aber noch wahrend der Dauer des
Urheherrechts an diesem Werk im betreffenden Land
aJle erlaubten Ausgaben in der Originalfassung vergrif­
fen sind, kann eine· nichtausschliessliche Lizenz zur Ver­
vielfaltigung und Veroffentlichung des Werkes von der
zustandigen Behorde in gleiclier W eise und un ter den
gleichen Voraussetzungen erlangt werden.,, wie sie für
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clie in den Ziffern i) bis v) genannte nichtausschliess­
liche Lizenz vorgesehen sind, jedoch vorhehaltlich der 
Ziffer vi). 

d) Es ersetzt Artikel 11 hi• Ahsatze (1) und (2) dieser
Uehereinkunft durch die folgenden Bestimmungen: 

i) Die Urheber von Werken cler Literatur und Kunst ge­
niessen <las ausschliessliche Recht, die Rundf unksendung
ihrer Werke sowie die offentliche Wie<lergahe von Rund­
funksendungen dieser Werke zu erlauben, wenn diese
Wiedergabe Erwerbszwecken client.

ii) Der Gesetzgehung der Verhandslander bleibt vorbehal­
ten, die Voraussetznngen fiir die Ausühung der in Zif­
fer i) erwühnten Rechte festzulegen; <loch beschriinkt
sich die Wirkung dieser Voraussetzungen ausschliesslich
auf das lloheitsgehiet des Landes, das sie f estgelegt hat.
Sie tliirfen in keinern Full das Urheherpersonlichkeits­
recht otler den Anspruch des Urhehers auf eine ange­
messene Vergiitung heeintra.chtigen, die mangels güt­
licher Einigung durch die zustandige Behorde f estge-
setzt wird.

•

e) Es hehalt sich das Recht vor, ausschliesslich zu Unter­
richts-, Studien- und Forschungszwecken auf allen Gehieten 
der Erziehung den Schutz der Werke der Literatur und Kunst 
unter der Voraussetzung einzuschranken, dass durch die inner­
staatliche Gesetzgehung geeignete Vorschriften erlassen wer­
den, um de1n Urheher eine Vergiitnng sicherzustellen, die den 
für inlan<lische Urheher geltenden Grun<lsiitzen entspricht; 
die Zahlung und Ueherweisung dieser Vergütung unterliegen 
den innerstaatlichen Devisenhestimmungen. Die Exemplare 
eines Werkes, das in Anwendung von Vorhehalten veroffent­
licht worden ist, die auf Grund dieses Absatzes in Anspruch 
genommen worden sind, dürfen zu den oben genannten 
Zwecken in ein anderes Verbandsland eingef ührt und dort 
verkauft werden, sofern dieses Land gleichfalls von de� er­
wahnten ,r orhel1alten Gebranch gemacht hat und die Einf uhr 
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und den Verkauf nicht verbietet .. Liegen diese Voraussetzun­
gen nicht vor., so sind die Einfuhr der Exemplare in ein nicht 
von diesem Protokoll hegünstigtes Verba�dsland und der Ver­
kauf in diesem Verbandsland ohne Zustimmung des Urhehers 
oder seiner Rechtsnachf olger oder sonstiger lnhaher aus­
schliesslicher Werknutzungsrechte verhoten. 

Artikel 2 

Jedes Land, das- einzelne oder aile der nach Artikel 1 
dieses Protokolls in Anspruch genommenen Vorbehal te nicht 
mehr aufrechtzuerhalten hraucht, hat diese durch eine beirn 
Generaldirektor hinterlegte Notifikation zurückzuziehen. 

Artikel 3 

Jedes Land, das nach Artikel 1 dieses Protokolls VorLe­
halte in Anspruch genornmen hat und das sich bei Ablauf der 
vorgesehenen Frist von zehn Jahren auf Grund seiner wirt­
schaftlichen Lage und seiner sozialen oder kulturellen Be­
dürf nisse noch ausserstande sieht� die nach Artikel 1 in An­
spruch genommenen Vorhehalte zuriickzuziehen� kann ein­
zelne oder alle Vorbehalte bis zu dem Zeitpunkt aufrecht­
erhalten, in dem es die von der nachsten Revisionskonf erenz 
angenommene Fassung dieser Uehereinkunft ratifiziert oder 
ihr beitritt. 

Artikel 4 

Wird ein Land nach der bestehenden Praxis der General­
versammlung der Vereinten Nationen nicht mehr als Ent­
wicklungsland angesehen, so notifiziert der Generaldirektor 
dies dem betreff en den Land und allen anderen Verbandslan­
dern. Nach Ablaur einer Frist von sechs Jahren seit dieser 
Notifizierung ist Jas genannte Land nicht mehr herechtigt� 
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irgendeinen nach diesem Protokoll in Anspruch genommenen 
Vorhehalt auf rechtzuerhalten. 

Artikel 5 

(1) Je<les Verbandsland kann nach der Unterzeichnung
dieser Uehereinkunft jederzeit, hevor es durch die Artikel I 
his 21 dieser Uehereinkunft und durch dieses Protokoll ge­
hunden ist, erklaren, 

a) sof ern es sich um ein un ter Artikel 1 dieses ProtokoJls
fallendes Land handelt, dass es die Bestimmungen dieses
Protokolls auf Werke anzuwenden heahsichtigt, deren
Ursprungsland ein Verbandsland ist, das die Anwendung
der Vorhehalte dieses Protokolls zulasst, oder

b) dass es die Anwenclung clieses Protokolls au( Werke,
deren Ursprungsland es ist, durch die Lander zulasst, die
in <lem Zeitpunkt, in <lem sie durch die Artikel 1 bis 21
dieser Uebereinkunft und dieses Protokoll gebunden
werden oder in <lem sie eine Erklarung über die Anwen­
dung dieses Protokolls nach Buchstabe a} abgeben, nach
diesem Protokoll erlaubte Vorhehalte in Anspruch
nehmen.

(2) Die Erklarung muss schriftlich heim Generaldirektor
hinterlegt werden. Sie wird im Zeitpunkt ihrer Hinterlegung 
wirksam. 

Artikel 6 

Jedes Land, das durch dieses Protokoll gehunden ist und 
das nach Artikel 31 Absatz (I) dieser Uebereinkunft eine Er­
klarung oder eine Notifikation für Hoheitsgebiete ahgegeben 
hat� die im Zeitpunkt der Unterzeichnung dieser Uebe�ein• 
kunft ihre auswiirtigen Deziehungen nicht selbst wahrneh�en 
und die ais in gleichen Verhahnissen befindlich zu betrachten 
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sind wie die unter Artikel 1 dieses Protokolls fallenden Lan­

der, kaon dem Generaldirektor notifizieren, dass dieses Pro­
tokoll auf alle oder einzelne dieser Hoheitsgebiete anzuwen­
den ist, und es kaon in dieser Notifikation erklaren, dass ein 
solches Hohei tsgehiet einze1ne oder alle der in diesem Proto­
koll zugelassenen Vorhehalte in Anspruch nimmt. 

ZU URKUND DESSEN hahen die hierzu ge­
horig bevollmachtigten Unterzeichneten diese 

_ Fassung der Uehereinkunft unterschriehe�. 

GESCHEHEN zu Stockholm am 14. Juli 1967. 
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